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BEKANNTMACHUNG DER TAGESORDNUNG 
Am Montag, 18.11.2019, um 14:00 Uhr 

findet im Landratsamt Landshut, kleiner Sitzungssaal eine 
Sitzung des Jugendhilfeausschusses 

mit folgender Tagesordnung statt. 
 
 1   Fifty-fifty-Taxi Landkreis Landshut - mehr Mobilität im ländlichen Raum 
 

 2   Jugendsozialarbeit an Schulen (JaS) 
 

 2.1   Jugendsozialarbeit an Schulen (JaS) - Förderrichtlinien 
 

 2.2   Jugendsozialarbeit an Schulen (JaS) - Bedarfsfeststellung 
 

 3   Ökumenische Erziehungsberatungsstelle - Antrag auf Stellenmehrung 
 

 4   Richtlinien für die Tagespflege im Landkreis Landshut 
 

 5   Jugendhilfeplanung, Teilplan Kindertagesbetreuung 
 

 6   Zuwendungsanträge von freien Trägern der Jugendhilfe für 2020 
 

 7   Haushaltsberatung zum Haushaltsplanentwurf 2020 
 
(Nr. 53 vom 24.10.2019) 
 
 
 

Beitrags- und Gebührensatzung 
zur Wasserabgabesatzung 

des Zweckverbandes zur Wasserversorgung 
der Binatal-Gruppe 

 

Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlässt der Zweckverband zur 
Wasserversorgung der Binatal-Gruppe folgende Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Wasserabgabesatzung: 

§ 1 
Beitragserhebung 

 

Der Zweckverband erhebt zur Deckung seines Aufwandes für die Herstellung der 
Wasserversorgungseinrichtung für das Verbandsgebiet einen Beitrag, soweit der Aufwand nicht 
einer Erstattungsregelung nach Art. 9 KAG unterliegt. 
 

§ 2 
Beitragstatbestand 

 

Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare 
Grundstücke erhoben, wenn für sie nach § 4 WAS ein Recht zum Anschluss an die 
Wasserversorgungseinrichtung besteht. Ein Beitrag wird auch für Grundstücke erhoben, die an die 
Wasserversorgungseinrichtung tatsächlich angeschlossen sind oder die auf Grund einer 
Sondervereinbarung nach § 8 WAS an die Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen werden. 
 

§ 3 
Entstehen der Beitragsschuld 

 

(1) Die Beitragsschuld entsteht im Fall des 
1. § 2 Satz 1, sobald das Grundstück an die Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen 

werden kann, 
 

2. § 2 Satz 2 1. Alternative, sobald das Grundstück an die Wasserversorgungseinrichtung 
angeschlossen ist, 

 

3. § 2 Satz 2 2. Alternative, sobald das Grundstück an die öffentliche Einrichtung angeschlossen 
ist.  
 

Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor dem Inkrafttreten dieser Satzung liegt, entsteht die 
Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 
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(2) Wenn eine Veränderung der Fläche, der Bebauung oder der Nutzung des Grundstückes 
vorgenommen wird, die beitragsrechtliche Auswirkungen hat, entsteht die Beitragsschuld mit dem 
Abschluss dieser Maßnahme. 

§ 4 
Beitragsschuldner 

 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des 
Grundstückes oder Erbbauberechtigter ist. 

§ 5 
Beitragsmaßstab 

 

(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschoßfläche der vorhandenen 
Gebäude berechnet. Die beitragspflichtige Grundstücksfläche wird bei Grundstücken in 
unbeplanten Gebieten von mindestens 2.000 m² Fläche (übergroße Grundstücke) auf das 3-fache 
der beitragspflichtigen Geschoßfläche, mindestens jedoch 2.000 m² begrenzt. 
 

(2) Die Geschoßfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Geschossen zu ermitteln. 
Keller werden mit der vollen Fläche herangezogen. Dachgeschosse werden nur herangezogen, 
soweit sie ausgebaut sind. Gebäude oder selbständige Gebäudeteile, die nach der Art ihrer 
Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss an die Wasserversorgung auslösen oder die an die 
Wasserversorgung nicht angeschlossen werden dürfen, werden nicht zum Geschoßflächenbeitrag 
herangezogen; das gilt nicht für Gebäude oder Gebäudeteile, die tatsächlich einen Wasser-
anschluss haben. Balkone, Loggien und Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie 
über die Gebäudefluchtlinie hinausragen. 
 

(3) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, wird als 
Geschoßfläche ein Viertel der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht; das gleiche gilt, wenn auf 
einem Grundstück die zulässige Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung nur 
untergeordnete Bedeutung hat. 
 

(4) Bei sonstigen unbebauten Grundstücken ist die anzusetzende Geschoßfläche nach der in der 
näheren Umgebung vorhandenen Bebauung zu ermitteln; anzusetzen ist das durchschnittliche 
Maß der tatsächlichen baulichen Ausnutzung der Grundstücke in der näheren Umgebung. Fehlt es 
an einer heranziehbaren Bebauung, so ist ein Viertel der Grundstücksfläche als Geschoßfläche 
anzusetzen. 
 

(5) Wird ein Grundstück vergrößert und wurden für diese Flächen noch keine Beiträge geleistet, so 
entsteht die Beitragspflicht auch hierfür. Gleiches gilt im Falle der Geschoßflächenvergrößerung für 
die zusätzlich geschaffenen Geschoßflächen sowie im Falle des Absatzes 1 Satz 2 für die sich aus 
ihrer Vervielfachung errechnende Grundstücksfläche. Gleiches gilt auch für alle sonstigen 
Veränderungen, die nach Absatz 2 für die Beitragsbemessung von Bedeutung sind. 
 

(6) Wird ein unbebautes Grundstück, für das ein Beitrag nach Absatz 3 oder Absatz 4 festgesetzt 
worden ist, später bebaut, so wird der Beitrag nach Absatz 1 neu berechnet. Dem so ermittelten 
Betrag ist der Betrag gegenüberzustellen, der sich im Zeitpunkt des Entstehens der neu zu 
berechnenden Beitragsschuld (§ 3 Abs. 2) bei Ansatz der nach Absatz 3 oder Absatz 4 
berücksichtigten Geschoßfläche ergeben würde. Der Unterschiedsbetrag ist nach zu entrichten. 
Ergibt die Gegenüberstellung eine Überzahlung, so ist für die Berechnung des Erstattungsbetrages 
auf den Beitragssatz anzustellen, nach dem der ursprüngliche Beitrag entrichtet wurde. 
 

(7) Bei Grundstücken, die bereits nach der Satzung vom 10.05.1971 als unbebaut beitragspflichtig 
waren, gilt nach dem seinerzeit gezahlten Beitrag die Grundstücksfläche sowie 300 m² 
Geschoßfläche (§ 5 Abs. 1 und 2 BGS) als abgegolten. Die tatsächliche Geschoßfläche über 300 
m² ist nach der jeweils geltenden Satzung nach zu berechnen. 
 

§ 6 
Beitragssatz 

Der Beitrag beträgt 
 

 Nettosumme 

a) pro m² 
Grundstücksfläche 

1,30 € 

b) pro m² Geschoßfläche 5,50 € 
 

Hinzu kommt die Mehrwertsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Höhe. 
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§ 7 
Fälligkeit 

 

Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbescheides fällig. 
 

§ 8 
Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse 

 

(1) Die Kosten für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie für die 
Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse i.S. des § 3 WAS sind mit Ausnahme der Kosten, die auf 
die Teile der Grundstücksanschlüsse (Hausanschlüsse) entfallen, die sich im öffentlichen 
Straßengrund befinden, in der jeweils tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten. 
 

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen Maßnahme. Schuldner ist, wer 
im Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder 
Erbbauberechtigter ist. Mehrere Schuldner sind Gesamtschuldner. Der Erstattungsanspruch wird 
einen Monat nach Zustellung des Erstattungsbescheids fällig. 
 

§ 9 
Gebührenerhebung 

 

Der Zweckverband erhebt für die Benutzung der Wasserversorgungseinrichtung Grund- und 
Verbrauchsgebühren. 

§ 10 
Grundgebühr 

 

(1) Die Grundgebühr wird nach dem Dauerdurchfluß Q3 der verwendeten Wasserzähler 
berechnet. Soweit Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird der Dauerdurchfluß geschätzt, der 
nötig wäre, um die mögliche Wasserentnahme messen zu können. 
 

(2) Die Grundgebühr beträgt 
a) bei der Verwendung von Wasserzählern mit Dauerdurchfluß 
 

  Nettobetrag 

Q3.10    bis 10 m³/h 64,00 € / Jahr 

Q3.16    bis 16 m³/h 82,00 € / Jahr 

Q3.25    bis 25 m³/h 94,00 € / Jahr 

Q3.40    bis 40 m³/h 106,00 € / Jahr 

Q3.100  bis 100 m³/h 205,00 € / Jahr 

 über 100 m³/h 305,00 € / Jahr 
 

Hinzu kommt die Mehrwertsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Höhe 
 

b) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzähler verwendet, so beträgt 
die Grundgebühr 0,26 € netto pro Tag. Hinzu kommt die Mehrwertsteuer in der jeweiligen 
gesetzlichen Höhe. 

§ 11 
Verbrauchsgebühr 

 

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach der Menge des aus der Wasserversorgungseinrichtung 
entnommenen Wassers berechnet. 
 

(2) Der Wasserverbrauch wird durch Wasserzähler festgehalten. Er ist durch den Zweckverband 
zu schätzen, wenn 
1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist oder 
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird. 
 

(3) Die Gebühr beträgt netto 1,35 € pro Kubikmeter entnommenen Wassers zuzüglich der 
Mehrwertsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Höhe. 
 

(4) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzähler verwendet, so beträgt 
die Gebühr netto 1,35 € pro Kubikmeter entnommenen Wassers zuzüglich der Mehrwertsteuer in 
der jeweiligen Höhe. 

§ 12 
Entstehen der Gebührenschuld 

 

(1) Die Verbrauchsgebührenschuld entsteht mit dem Verbrauch. 
 



Seite 235 

Amtsblatt des Landkreises Landshut Nr. 35 vom 31.10.2019 

(2) Die Grundgebührenschuld entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der 
betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt; der Zweckverband teilt dem 
Gebührenschuldner diesen Tag schriftlich mit. Im Übrigen entsteht die Grundgebührenschuld mit 
dem Beginn eines jeden Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgrundgebührenschuld. 
 

(3) Die Grundgebührenschuld gem. § 10 Abs. 2 b entsteht mit der Rückgabe der beweglichen 
Zählvorrichtung. 

§ 13 
Gebührenschuldner 

 

Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des 
Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. Gebührenschuldner 
ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebes. Mehrere Gebühren-
schuldner sind Gesamtschuldner. 

§ 14 
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

 

(1) Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. Die Grund- und Verbrauchsgebühr wird einen Monat 
nach Zustellung des Gebührenbescheides fällig. 
 

(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 1.3., 1.6. und 1.9. jeden Jahres die Vorauszahlungen in 
Höhe eines Viertels der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahres-
abrechnung, so setzt der Zweckverband die Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung des 
Jahresgesamtverbrauches fest. 

§ 15 
Mehrwertsteuer 

 

Zu den Beiträgen und Gebühren sowie den zu erstattenden Kosten für die Grundstücksanschlüsse 
wird eine Mehrwertsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Höhe erhoben. 
 

§ 16 
Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 

 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, dem Zweckverband für die Höhe der 
Schuld maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser 
Veränderungen Auskunft zu erteilen. 

§ 17 
Inkrafttreten 

 

(1)  Die Satzung tritt grundsätzlich eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft, die neuen 
Beiträge und Gebühren treten ab 01.11.2019 in Kraft. 
 

(2) Gleichzeitig tritt die Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung des 
Wasserzweckverbandes der Binatal-Gruppe vom 13.08.2001 außer Kraft. 
 

Bonbruck, 10.10.2019 
Gez. 
Monika Maier 
Verbandsvorsitzende 
 

(Nr. 20 – 8630.1 vom 24.10.2019) 
 
 
 
Verordnung des Landratsamts Landshut über die Festsetzung des Überschwemm-
ungsgebiets der Großen Laber auf den Gebieten des Marktes Pfeffenhausen und der Stadt 
Rottenburg a.d.Laaber bis zur Landkreisgrenze Landshut/Kelheim 
 

vom 30.10.2019 
 

Das Landratsamt Landshut erlässt aufgrund von § 76 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 04. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2254) i.V.m. Art. 46 Abs. 3, Art 63 
Bayer. Wassergesetz vom 25.02.2010 (GVBl. S. 66, 130, BayRS 753-1-U), zuletzt geändert durch 
§ 5 des Gesetzes vom 24. Juli 2019 (GVBl. S. 408), folgende 
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Verordnung 
§ 1 

Allgemeines, Zweck 
 

(1) Auf dem Gebiet des Markts Pfeffenhausen und der Stadt Rottenburg a.d.Laaber wird das in § 2 
näher beschriebene Überschwemmungsgebiet festgesetzt. Für dieses Gebiet werden die 
folgenden Regelungen erlassen. 

 

(2) Die Festsetzung dient der Darstellung einer konkreten, von Natur aus bestehenden Hochwas-
sergefahr im betroffenen Bereich. Zudem werden Bestimmungen zur Vermeidung von Schäden 
und zum Schutz vor Hochwassergefahren getroffen. 

 

§ 2 
Umfang des Überschwemmungsgebiets und Kennzeichnung der Hochwasserlinie 

 

(1) Die Grenzen des Überschwemmungsgebiets sind in der im Anhang (Anlagen) veröffentlichten 
Übersichtskarte im Maßstab 1 : 25.000 eingetragen. Für die genaue Grenzziehung sind die De-
tailkarten im Maßstab 1 : 2.500 maßgebend, die im Landratsamt Landshut und in den Räumen 
des Markts Pfeffenhausen und der Stadt Rottenburg a.d.Laaber niedergelegt sind; sie können 
dort während der Dienststunden eingesehen werden. Die genaue Grenze verläuft auf der je-
weils gekennzeichneten Grundstücksgrenze oder, wenn die Grenze ein Grundstück schneidet, 
auf der dem Gewässer näher liegenden Kante der gekennzeichneten Linie. Gänzlich im Über-
schwemmungsgebiet liegende Gebäude sowie solchen gleichgestellte Gebäude, die teilweise 
im Überschwemmungsgebiet liegen, sind in den Detailkarten ebenfalls farblich hervorgehoben. 

 

(2) Veränderungen der Grenze oder der Bezeichnung der im Überschwemmungsgebiet gelegenen 
Grundstücke berühren die festgesetzten Grenzen des Überschwemmungsgebiets nicht. 

 

(3) An jedem öffentlichen Gebäude und an öffentlichen Anlagen ist die HW100-Linie als Anhalts-
punkt für die Hochwassergefahr für jede Person gut sichtbar zu kennzeichnen. Auskunft über 
die Höhe der HW100-Linie (m ü.NN) erteilt das Wasserwirtschaftsamt Landshut. 

 

§ 3 
Schutzvorschriften, Verbote 

 

Im Überschwemmungsgebiet gelten die im Wasserhaushaltsgesetz (WHG), im Bayer. Wasserge-
setz (BayWG) und in der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
(Anlagenverordnung - AwSV) in der jeweiligen aktuellen Fassung festgelegten Verbote, Genehmi-
gungsvorbehalte und Anforderungen. Dabei wird auf die Anforderungen an Anlagen zum Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen in § 50 AwSV für die Aufstellung, Errichtung und den Betrieb von 
Anlagen und die Anlagenprüfungen in § 46 AwSV durch einen Sachverständigen hingewiesen. 
 

§ 4 
Bauleitplanung, Errichtung und Erweiterung baulicher Anlagen und sonstige Vorhaben 

 

(1) Für die Ausweisung neuer Baugebiete und die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen 
gilt § 78 Abs. 1 - 7 WHG. 

 

(2) Für sonstige Vorhaben nach § 78a Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 6 und Nr. 8 WHG gilt § 78a Abs. 2 
WHG. 

§ 5 
Weitergehende Bestimmungen 

 

(1) Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen dürfen nur aufgestellt, errichtet und 
betrieben werden, wenn wassergefährdende Stoffe durch Hochwasser nicht abgeschwemmt 
oder freigesetzt werden und auch nicht auf andere Weise in ein Gewässer oder eine 
Abwasserbehandlungsanlage gelangen können. 

 

(2) Die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen ist verboten (§ 78c WHG). 
 

(3) Die Prüfpflichten für die genannten Anlagen ergeben sich aus Anlage 6 zu § 46 Abs. 3 der 
Anlagenverordnung (AwSV).  

 

(4) Heizölverbraucheranlagen, die ganz oder teilweise im Geltungsbereich dieser Verordnung lie-
gen und die nicht den Anforderungen von § 50 Abs. 1 AwSV entsprechen, sind bis spätestens 
05.01.2023 nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik hochwassersicher 
nachzurüsten. 
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§ 6 
Antragstellung 

 

Mit dem Genehmigungsantrag nach § 78 Abs. 5 WHG sind für bauliche Anlagen in entsprechender 
Anwendung der für Bauvorlagen geltenden Bestimmungen der Bayer. Bauordnung (BayBO) die 
zur Beurteilung erforderlichen und geeigneten Unterlagen vorzulegen. Vorlagepflichten nach der 
Verordnung über Pläne und Beilagen in wasserrechtlichen Verfahren (WPBV) vom 13. März 2000 
(GVBl S. 156), zuletzt geändert durch Verordnung vom 20. Oktober 2010 (GVBl S. 727), bleiben 
unberührt. 

§ 7 
Befreiungen/Ausnahmen zu § 5 

 

(1) Das Landratsamt Landshut kann von den Verboten und Beschränkungen des § 5 eine Befrei-
ung oder Ausnahme erteilen, wenn die gesetzlichen Bestimmungen vorliegen. 

 

(2) Die Ausnahmeerteilung kann mit Inhalts- und Nebenbestimmungen verbunden werden, bedarf 
der Schriftform und ist widerruflich. 

 

(3) Im Fall des Widerrufs kann das Landratsamt Landshut vom Grundstückseigentümer verlangen, 
dass der frühere Zustand wiederhergestellt wird, sofern es das Wohl der Allgemeinheit, 
insbesondere der Schutz vor Hochwassergefahren, erfordert. 

 

§ 8 
Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis 
Landshut in Kraft. 

 

Landshut, den 30.10.2019 
Landratsamt Landshut 
gez. 
Begemann 
ORRin 
 

(Nr. 23-6451.1-1-6308 vom 30.10.2019) 



Seite 238 

Amtsblatt des Landkreises Landshut Nr. 35 vom 31.10.2019 

Verordnung des Landratsamts Landshut über die Festsetzung des 
Überschwemmungsgebiets des Feldbachs auf den Gebieten der Märkte Ergolding und 
Essenbach sowie auf dem Gebiet der Gemeinde Hohenthann bis zur Mündung in den linken 
Isarsickergraben bei Duniwang, Markt Essenbach 
 

vom 30.10.2019 
 

Das Landratsamt Landshut erlässt aufgrund von § 76 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 04. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2254) i.V.m. Art. 46 Abs. 3, Art 63 
Bayer. Wassergesetz vom 25.02.2010 (GVBl. S. 66, 130, BayRS 753-1-U), zuletzt geändert durch 
§ 5 des Gesetzes vom 24. Juli 2019 (GVBl. S. 408),), folgende 
 

Verordnung 
 

§ 1 
Allgemeines, Zweck 

 

(1) Auf den Gebieten der Märkte Ergolding und Essenbach und der Gemeinde Hohenthann wird 
das in § 2 näher beschriebene Überschwemmungsgebiet festgesetzt. Für dieses Gebiet 
werden die folgenden Regelungen erlassen. 

 

(2) Die Festsetzung dient der Darstellung einer konkreten, von Natur aus bestehenden Hochwas-
sergefahr im betroffenen Bereich. Zudem werden Bestimmungen zur Vermeidung von Schäden 
und zum Schutz vor Hochwassergefahren getroffen. 

 

§ 2 
Umfang des Überschwemmungsgebiets und Kennzeichnung der Hochwasserlinie 

 

(1) Die Grenzen des Überschwemmungsgebiets sind in der im Anhang (Anlagen) veröffentlich-ten 
Übersichtskarte im Maßstab 1 : 25.000 eingetragen. Für die genaue Grenzziehung sind die De-
tailkarten im Maßstab 1 : 2.500 maßgebend, die im Landratsamt Landshut und in den Räumen 
der Märkte Ergolding und Essenbach sowie in den Räumen der Gemeinde Hohenthann 
niedergelegt sind; sie können dort während der Dienststunden eingesehen werden. Die genaue 
Grenze verläuft auf der jeweils gekennzeichneten Grundstücksgrenze oder, wenn die Grenze 
ein Grundstück schneidet, auf der dem Gewässer näher liegenden Kante der 
gekennzeichneten Linie. Gänzlich im Überschwemmungsgebiet liegende Gebäude sowie 
solchen gleichgestellte Gebäude, die teilweise im Überschwemmungsgebiet liegen, sind in den 
Detailkarten ebenfalls farblich hervorgehoben. 

 

(2) Veränderungen der Grenze oder der Bezeichnung der im Überschwemmungsgebiet gelegenen 
Grundstücke berühren die festgesetzten Grenzen des Überschwemmungsgebiets nicht. 

 

(3) An jedem öffentlichen Gebäude und an öffentlichen Anlagen ist die HW100-Linie als 
Anhaltspunkt für die Hochwassergefahr für jede Person gut sichtbar zu kennzeichnen. Auskunft 
über die Höhe der HW100-Linie (m ü.NN) erteilt das Wasserwirtschaftsamt Landshut. 

 

§ 3 
Schutzvorschriften, Verbote 

 

Im Überschwemmungsgebiet gelten die im Wasserhaushaltsgesetz (WHG), im Bayer. Wasserge-
setz (BayWG) und in der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
(Anlagenverordnung - AwSV) in der jeweiligen aktuellen Fassung festgelegten Verbote, Genehmi-
gungsvorbehalte und Anforderungen. Dabei wird auf die Anforderungen an Anlagen zum Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen in § 50 AwSV für die Aufstellung, Errichtung und den Betrieb von 
Anlagen und die Anlagenprüfungen in § 46 AwSV durch einen Sachverständigen hingewiesen. 
 

§ 4 
Bauleitplanung, Errichtung und Erweiterung baulicher Anlagen und sonstige Vorhaben 

 

(1) Für die Ausweisung neuer Baugebiete und die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen 
gilt § 78 Abs. 1 - 7 WHG. 

 

(2) Für sonstige Vorhaben nach § 78a Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 6 und Nr. 8 WHG gilt § 78a Abs. 2 
WHG. 
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§ 5 
Weitergehende Bestimmungen 

 

(1) Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen dürfen nur aufgestellt, errichtet und 
betrieben werden, wenn wassergefährdende Stoffe durch Hochwasser nicht abgeschwemmt 
oder freigesetzt werden und auch nicht auf andere Weise in ein Gewässer oder eine 
Abwasserbehandlungsanlage gelangen können. 

 

(2) Die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen ist verboten (§ 78c WHG). 
 

(3) Die Prüfpflichten für die genannten Anlagen ergeben sich aus Anlage 6 zu § 46 Abs. 3 der 
Anlagenverordnung (AwSV).  

 

(4) Heizölverbraucheranlagen, die ganz oder teilweise im Geltungsbereich dieser Verordnung 
liegen und die nicht den Anforderungen von § 50 Abs. 1 AwSV entsprechen, sind bis 
spätestens 05.01.2023 nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik hochwassersicher 
nachzurüsten. 

§ 6 
Antragstellung 

 

Mit dem Genehmigungsantrag nach § 78 Abs. 5 WHG sind für bauliche Anlagen in entsprechender 
Anwendung der für Bauvorlagen geltenden Bestimmungen der Bayer. Bauordnung (BayBO) die 
zur Beurteilung erforderlichen und geeigneten Unterlagen vorzulegen. Vorlagepflichten nach der 
Verordnung über Pläne und Beilagen in wasserrechtlichen Verfahren (WPBV) vom 13. März 2000 
(GVBl S. 156), zuletzt geändert durch Verordnung vom 20. Oktober 2010 (GVBl S. 727), bleiben 
unberührt. 

§ 7 
Befreiungen/Ausnahmen zu § 5 

 

(1) Das Landratsamt Landshut kann von den Verboten und Beschränkungen des § 5 eine 
Befreiung oder Ausnahme erteilen, wenn die gesetzlichen Bestimmungen vorliegen. 

 

(2) Die Ausnahmeerteilung kann mit Inhalts- und Nebenbestimmungen verbunden werden, bedarf 
der Schriftform und ist widerruflich. 

 

(3) Im Fall des Widerrufs kann das Landratsamt Landshut vom Grundstückseigentümer verlangen, 
dass der frühere Zustand wiederhergestellt wird, sofern es das Wohl der Allgemeinheit, 
insbesondere der Schutz vor Hochwassergefahren, erfordert. 

 

§ 8 
Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis 
Landshut in Kraft. 
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Landshut, den 30.10.2019 
Landratsamt Landshut 
gez. 
Begemann 
ORRin 
 
(Nr. 23-6451.1-3-6307 vom 30.10.2019) 
 
 
 
Verordnung des Landratsamts Landshut über die Festsetzung des 
Überschwemmungsgebiets der Kleinen Laber auf den Gebieten der Stadt Rottenburg 
a.d.Laaber und den Gebieten der Gemeinden Neufahrn i.NB und Hohenthann bis zur 
Landkreisgrenze Landshut/Straubing-Bogen 
 

vom 30.10.2019 
 

Das Landratsamt Landshut erlässt aufgrund von § 76 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 04. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2254) i.V.m. Art. 46 Abs. 3, Art 63 
Bayer. Wassergesetz vom 25.02.2010 (GVBl. S. 66, 130, BayRS 753-1-U), zuletzt geändert durch 
§ 5 des Gesetzes vom 24. Juli 2019 (GVBl. S. 408), folgende 
 

Verordnung 
 

§ 1 
Allgemeines, Zweck 

 

(1) Auf dem Gebiet der Stadt Rottenburg a.d.Laaber und den Gemeinden Neufahrn i.NB und 
Hohenthann wird das in § 2 näher beschriebene Überschwemmungsgebiet festgesetzt. Für 
dieses Gebiet werden die folgenden Regelungen erlassen. 
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(2) Die Festsetzung dient der Darstellung einer konkreten, von Natur aus bestehenden 
Hochwassergefahr im betroffenen Bereich. Zudem werden Bestimmungen zur Vermeidung von 
Schäden und zum Schutz vor Hochwassergefahren getroffen. 

 

§ 2 
Umfang des Überschwemmungsgebiets und Kennzeichnung der Hochwasserlinie 

 

(1) Die Grenzen des Überschwemmungsgebiets sind in der im Anhang (Anlagen) veröffentlichten 
Übersichtskarte im Maßstab 1 : 25.000 eingetragen. Für die genaue Grenzziehung sind die 
Detailkarten im Maßstab 1 : 2.500 maßgebend, die im Landratsamt Landshut und in den 
Räumen der Stadt Rottenburg a.d.Laaber und den Gemeinden Neufahrn i.NB und Hohenthann 
niedergelegt sind; sie können dort während der Dienststunden eingesehen werden. Die genaue 
Grenze verläuft auf der jeweils gekennzeichneten Grundstücksgrenze oder, wenn die Grenze 
ein Grundstück schneidet, auf der dem Gewässer näher liegenden Kante der gekenn-
zeichneten Linie. Gänzlich im Überschwemmungsgebiet liegende Gebäude sowie solchen 
gleichgestellte Gebäude, die teilweise im Überschwemmungsgebiet liegen, sind in den 
Detailkarten ebenfalls farblich hervorgehoben. 

 

(2) Veränderungen der Grenze oder der Bezeichnung der im Überschwemmungsgebiet gelegenen 
Grundstücke berühren die festgesetzten Grenzen des Überschwemmungsgebiets nicht. 

 

(3) An jedem öffentlichen Gebäude und an öffentlichen Anlagen ist die HW100-Linie als 
Anhaltspunkt für die Hochwassergefahr für jede Person gut sichtbar zu kennzeichnen. Auskunft 
über die Höhe der HW100-Linie (m ü.NN) erteilt das Wasserwirtschaftsamt Landshut. 

 

§ 3 
Schutzvorschriften, Verbote 

 

Im Überschwemmungsgebiet gelten die im Wasserhaushaltsgesetz (WHG), im Bayer. Wasserge-
setz (BayWG) und in der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
(Anlagenverordnung - AwSV) in der jeweiligen aktuellen Fassung festgelegten Verbote, Genehmi-
gungsvorbehalte und Anforderungen. Dabei wird auf die Anforderungen an Anlagen zum Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen in § 50 AwSV für die Aufstellung, Errichtung und den Betrieb von 
Anlagen und die Anlagenprüfungen in § 46 AwSV durch einen Sachverständigen hingewiesen. 
 

§ 4 
Bauleitplanung, Errichtung und Erweiterung baulicher Anlagen und sonstige Vorhaben 

 

(1) Für die Ausweisung neuer Baugebiete und die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen 
gilt § 78 Abs. 1 - 7 WHG. 

 

(2) Für sonstige Vorhaben nach § 78a Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 6 und Nr. 8 WHG gilt § 78a Abs. 2 
WHG. 

§ 5 
Weitergehende Bestimmungen 

 

(1) Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen dürfen nur aufgestellt, errichtet und 
betrieben werden, wenn wassergefährdende Stoffe durch Hochwasser nicht abgeschwemmt 
oder freigesetzt werden und auch nicht auf andere Weise in ein Gewässer oder eine 
Abwasserbehandlungsanlage gelangen können. 

 

(2) Die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen ist verboten (§ 78c WHG). 
 

(3) Die Prüfpflichten für die genannten Anlagen ergeben sich aus Anlage 6 zu § 46 Abs. 3 der 
Anlagenverordnung (AwSV).  

 

(4) Heizölverbraucheranlagen, die ganz oder teilweise im Geltungsbereich dieser Verordnung lie-
gen und die nicht den Anforderungen von § 50 Abs. 1 AwSV entsprechen, sind bis spätestens 
05.01.2023 nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik hochwassersicher 
nachzurüsten. 

§ 6 
Antragstellung 

 

Mit dem Genehmigungsantrag nach § 78 Abs. 5 WHG sind für bauliche Anlagen in entsprechender 
Anwendung der für Bauvorlagen geltenden Bestimmungen der Bayer. Bauordnung (BayBO) die 
zur Beurteilung erforderlichen und geeigneten Unterlagen vorzulegen. Vorlagepflichten nach der 
Verordnung über Pläne und Beilagen in wasser-rechtlichen Verfahren (WPBV) vom 13. März 2000 
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(GVBl S. 156), zuletzt geändert durch Verordnung vom 20. Oktober 2010 (GVBl S. 727), bleiben 
unberührt. 

§ 7 
Befreiungen/Ausnahmen zu § 5 

 

(1) Das Landratsamt Landshut kann von den Verboten und Beschränkungen des § 5 eine 
Befreiung oder Ausnahme erteilen, wenn die gesetzlichen Bestimmungen vorliegen. 

 

(2) Die Ausnahmeerteilung kann mit Inhalts- und Nebenbestimmungen verbunden werden, bedarf 
der Schriftform und ist widerruflich. 

 

(3) Im Fall des Widerrufs kann das Landratsamt Landshut vom Grundstückseigentümer verlangen, 
dass der frühere Zustand wiederhergestellt wird, sofern es das Wohl der Allgemeinheit, 
insbesondere der Schutz vor Hochwassergefahren, erfordert. 

 

§ 8 
Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis 
Landshut in Kraft. 
 

 
 

Landshut, den 30.10.2019 
Landratsamt Landshut 
gez. 
Begemann 
ORRin 
 
(Nr. 23-6451.1-2-6306 vom 30.10.2019) 
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Sparkasse Landshut 
 

Kraftloserklärung 
einer verloren gegangenen 

Sparurkunde 
 

Die Sparurkunde 
 

 Sparkassenbuch Konto Nr. 3420391617  
 

wird durch den Vorstand der Sparkasse Landshut für kraftlos erklärt, nachdem auf das am 
22.07.2019  erlassene  Aufgebot  innerhalb einer Frist von drei Monaten Rechte Dritter nicht 
geltend gemacht wurden. 
Das Aufgebot wurde fristgerecht durch Aushang in der Kundenhalle der Sparkasse Landshut und 
durch Veröffentlichung in den zuständigen Amtsblättern gemäß § 12 der Satzung der Sparkasse 
Landshut bekannt gemacht. 
 
Landshut, den 25.10.2019 
 
Sparkasse Landshut 
Muggenthaler            Geisler 
 
(Sparkasse Landshut vom 29.10.2019) 
 
 
 
Sparkasse Landshut 
 

Aufgebot 
einer verloren gegangenen 

Sparurkunde 
 

Die Sparurkunde 
                      Antragsteller 
Sparkassenbuch KontoNr. 3420170726        Steinbrückner Florian 
ist in Verlust geraten. 
 

Der Vorstand der Sparkasse Landshut erlässt gemäß Artikel 35 AGBGB zum Zwecke der 
Kraftloserklärung das Aufgebot. 
Der Inhaber dieser Sparurkunde wird hiermit aufgefordert, seine Rechte unter Vorlage der Urkunde 
bis spätestens 

27.01.2020 
bei der Sparkasse Landshut anzumelden. Werden bis zum vorgenannten Termin keine Rechte 
geltend gemacht, so erfolgt anschließend die Kraftloserklärung der Sparurkunde. 
 
Landshut, den 25.10.2019 
 
Sparkasse Landshut 
Muggenthaler                 Geisler 
 
(Sparkasse Landshut vom 29.10.2019) 
 
 
 
 
Landshut, den 31.10.2019 
Landratsamt 
 
gez. 
Dreier 
Landrat 


